
 

 

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein 

 

Aktenzeichen:  1 Sa 63/16 
5 Ca 1598 a/15 ArbG Kiel 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

 

Verkündet am  27.09.2016 

gez. … 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

 

 

 

 

Urteil 

 

Im Namen des Volkes 

 

In dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
pp. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
hat die 1. Kammer des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein auf die mündliche 
Verhandlung vom 27.09.2016 durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsge-
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richt … als Vorsitzenden und die ehrenamtliche Richterin … als Beisitzerin und den 
ehrenamtlichen Richter … als Beisitzer 
 
für Recht erkannt: 
 

 

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeits- 

gerichts Kiel vom 21.01.2016 - ö. D. 5 Ca 1598 a/15 - 

wird auf seine Kosten zurückgewiesen. 

 

Die Revision wird zugelassen. 

 

 

.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.- 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Gegen dieses Urteil kann durch Einreichung einer Revisionsschrift bei dem Bundesarbeits-

gericht in 99084 Erfurt, Hugo-Preuß-Platz 1, Telefax: (0361) 26 36 - 20 00 Revision eingelegt 

werden. 

 

Die Revisionsschrift muss 

 

binnen  einer  Notfrist  von  einem  Monat 

 

beim Bundesarbeitsgericht eingegangen sein. 

 

Der Revisionskläger muss die Revision begründen. Die Revisionsbegründung ist, sofern sie 

nicht bereits in der Revisionsschrift enthalten ist, in einem Schriftsatz bei dem Bundesar-

beitsgericht einzureichen. Die Frist für die Revisionsbegründung beträgt 

 

zwei  Monate. 

 

Die Fristen für die Einlegung und die Begründung der Revision beginnen mit der Zustellung 

des in vollständiger Form abgefassten Urteils, spätestens aber mit Ablauf von fünf Mona-

ten nach der Verkündung.  
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Die Revisionsschrift muss das Urteil bezeichnen, gegen das die Revision gerichtet wird, und 

die Erklärung enthalten, dass gegen dieses Urteil Revision eingelegt werde. 

 

Der Revisionsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des angefochtenen 

Urteils beigefügt werden. 

 

Die Revision und die Revisionsbegründung müssen von einem bei einem deutschen Gericht 

zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

 

(Rechtsmittelschriften, Rechtsmittelbegründungsschriften und wechselseitige Schriftsätze im 

Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht sind in siebenfacher - für jeden weiteren Beteiligten 

eine weitere - Ausfertigung einzureichen.) 
 
 

Der Schriftform wird auch durch Einreichung eines elektronischen Dokuments genügt, wenn 

es für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist. Schriftsätze können dazu über eine 

gesicherte Verbindung in den elektronischen Gerichtsbriefkasten des Bundesarbeitsgerichts 

eingelegt werden. Die erforderliche Zugangs- und Übertragungssoftware kann lizenzkosten-

frei über die Internetseite des Bundesarbeitsgerichts (www.bundesarbeitsgericht.de) herun-

tergeladen werden. Das Dokument ist mit einer qualifizierten Signatur nach dem Signaturge-

setz zu versehen. Nähere Informationen finden sich auf der Internetseite des Bundesarbeits-

gerichts (s.o.) sowie unter www.egvp.de.   

 

 

.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.- 

 

 

Tatbestand 

 

 

Die Parteien streiten über die Rechtmäßigkeit einer Befristung. 

 

Der Kläger ist seit dem 25.08.2008 als Briefzusteller auf der Grundlage von insge-

samt 22 befristeten Arbeitsverträgen bei der Beklagten beschäftigt. Wegen des In-

halts der einzelnen Arbeitsverträge und des jeweils dort angegebenen Befristungs-
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grundes wird auf Bl. 4 sowie 18 - 38 d. A. verwiesen. Die Beschäftigung des Klägers 

erfolgte zunächst ohne Unterbrechungen bis zum 31.07.2013 in Teilzeit. Vom 01.04. 

bis 31.08.2013 leistete der Kläger auf Grundlage eines „Vertrags über die Ableistung 

eines berufspraktischen Studiensemesters“ (Bl. 39 d. A.) ein Praktikum im Rahmen 

seines Betriebswirtschaftsstudiums/Fachbereich Logistik ab. Das Praktikum absol-

vierte er drei Monate in der Abteilung Verkehr der Beklagten, zwei Monate schrieb 

der Kläger an seiner Abschlussarbeit. 

 

Ab dem 21.11.2013 war der Kläger dann wieder als Zustellkraft in Vollzeit tätig. Im 

letzten Arbeitsvertrag des Klägers vom 24.06.2015 für die Zeit vom 01.07. - 

30.09.2015 ist als Befristungsgrund angegeben: „Vertretung wegen vorübergehender 

Abwesenheit des Mitarbeiters N. C.“. Dieser Befristungsgrund war auch bereits in 

den beiden vorherigen Arbeitsverträgen des Klägers vom 29.07. und 29.09.2014 be-

nannt. 

 

Herr C. N. ist bei der Beklagten seit 29.06.2006 als Zusteller, seit dem 01.04.2009 

unbefristet in Vollzeit beschäftigt. Ebenso wie der Kläger ist er im Bereich des Zu-

stellstützpunkts mit Leitung (ZSPL) K. eingesetzt. Ebenso wie der Kläger wird er ver-

gütet nach der Entgeltgruppe 3. Herrn N. war auf Grundlage des für die Beklagte gel-

tenden Manteltarifvertrags zunächst vom 01.10.2013 - 01.10.2014 Sonderurlaub be-

willigt worden. Mit Schreiben vom 30.07.2014 verlängerte die Beklagte diese Bewilli-

gung bis zum 01.10.2015. Mit Schreiben vom 07.06.2015 beantragte Herr N. die Ver-

längerung seines Sonderurlaubs um ein weiteres Jahr. Dem entsprach die Beklagte 

mit Schreiben vom 13.07.2015. 

 

Bereits im Oktober 2013 hatte die Beklagte mit Herrn N. eine Rahmenvereinbarung 

(Anlage B5, Bl. 58 d. A.) geschlossen, nach der die Beklagte ihn in eine Liste von 

Interessenten für kurzfristige Arbeitseinsätze aufnahm. Weiter heißt es dort, die Be-

klagte werde sich im Bedarfsfall mit der Frage an Herrn N. wenden, ob er in der Lage 

und bereit sei, für einen näher bestimmten kurzen Zeitraum Arbeiten für die Beklagte 

zu erledigen. Eine Verpflichtung zur Unterbreitung von Angeboten durch die Beklagte 

oder zur Annahme dieser Angebote durch Herrn N. wurde durch die Vereinbarung 

ausdrücklich nicht begründet. 
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Mit seiner am 19.10.2015 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage wendet sich der 

Kläger gegen die Wirksamkeit der Befristung im Arbeitsvertrag vom 24.06.2015. 

 

Er hat erstinstanzlich im Wesentlichen die Auffassung vertreten, die Beklagte habe  

bei Vertragsschluss schon gewusst, dass Herr N. ihr auch über den 30.09.2015 hin-

aus nicht zur Verfügung stehen werde, da er die Verlängerung seines Urlaubs bereits 

beantragt gehabt habe. Das spreche dafür, dass die Beklagte den Sachgrund der 

Befristung nur vorschiebe. 

  

Darüber hinaus sei die Befristung wegen Rechtsmissbrauchs der Beklagten unwirk-

sam. Das sei durch die Dauer der Arbeitsverhältnisse und die Anzahl der Befristun-

gen indiziert. Die kurze Unterbrechung der Betriebszugehörigkeit im Jahr 2013 falle 

nicht ins Gewicht. Für rechtsmissbräuchliches Verhalten spreche dagegen, dass die 

Befristungsdauer auch in den beiden Arbeitsverträgen vom 29.07. und 29.09.2014 

hinter der Dauer des Beschäftigungsbedarfs zurückgeblieben sei. 

 

Die Beklagte hat erwidert: 

Die Befristung sei durch den Sachgrund der Vertretung gerechtfertigt. Der Kläger 

habe Herrn N. mittelbar vertreten. Sie habe die Aufgaben des Klägers bei Vertrags-

schluss Herrn N. gedanklich zugeordnet und dies durch die Angabe des Namens von 

Herrn N. im Arbeitsvertrag auch nach außen deutlich gemacht. Herr N. und der Klä-

ger seien - unstreitig - als Zusteller im ZSPL K. einsetzbar. 

 

Sie habe auch davon ausgehen dürfen, dass Herr N. nach Beendigung des Sonder-

urlaubs wieder seine vertragliche Tätigkeit aufnehmen werde. Ob ein Sonderurlaub 

bewilligt werde, hänge von tatsächlichen Voraussetzungen ab, die nach dem Antrag 

von Herrn N. vom 07.06.2015 erst hätten geprüft werden müssen. Für diese Prüfung 

sei nicht der ZSPL K. zuständig. Daher habe erst am 13.07.2015 festgestanden, 

dass Herr N. auch über den 30.09.2015 hinaus abwesend sein werde.  

 

Die bestehende Rahmenvereinbarung mit Herrn N. ändere an der Wirksamkeit der 

Befristung nichts. Hiervon sei der Vertretungsbedarf wegen des Sonderurlaubs nicht 
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berührt gewesen. Im Übrigen sei Herr N. in der Zeit vom 01.07. - 30.09.2015 tatsäch-

lich nur an drei Tagen beschäftigt gewesen. 

 

Schließlich handele sie auch nicht rechtsmissbräuchlich. Der Kläger sei bis zum 

31.07.2013 neben seinem Studium in Teilzeit beschäftigt gewesen. Anschließend sei 

eine Unterbrechung von fast vier Monaten erfolgt. 

 

Wegen des weiteren Vortrags der Parteien in erster Instanz und der dort gestellten 

Anträge wird auf den Tatbestand des angefochtenen Urteils verwiesen. 

 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Wegen der Einzelheiten der Begrün-

dung wird auf das erstinstanzliche Urteil Bezug genommen. 

 

Gegen das am 01.02.2016 zugestellte Urteil hat der Kläger am 19.02.2016 Berufung 

eingelegt und diese nach Verlängerung der Begründungsfrist bis zum 11.04.2016 am 

08.04.2016 begründet. 

 

Er wiederholt und vertieft seine Ausführungen aus der ersten Instanz und führt er-

gänzend aus: 

Entgegen der Auffassung des Arbeitsgerichts liege der Sachgrund der mittelbaren 

Vertretung nicht vor. Die von der Beklagten behauptete gedankliche Zuordnung der 

vom Kläger zu erledigenden Aufgaben zu Herrn N. sei nicht dokumentiert. Die Be-

klagte habe auch nicht nachgewiesen, dass Herr N. während des Befristungszeit-

raums nur an drei Tagen für sie tätig gewesen sei. Aufgrund des Antrags des Herrn 

N. vom 07.06.2015 habe die Beklagte auch erhebliche Zweifel daran haben müssen, 

dass dieser zurückkehren werde. 

 

Schließlich verkenne das Arbeitsgericht, dass die Beklagte sich rechtsmissbräuchlich 

verhalte. Die zeitliche Unterbrechung während des Praktikums falle nicht ins Ge-

wicht. Fehlerhaft habe das Arbeitsgericht daher erst die Zeiten ab dem 21.11.2013 

berücksichtigt. Bei einer Gesamtbeschäftigungsdauer von sieben Jahren und 22 be-

fristeten Arbeitsverträgen seien die Maßstäbe des § 14 Abs. 2 TzBfG jeweils um ein 
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mehrfaches überschritten. Er werde faktisch als dauerhafte Personalreserve mit be-

fristeten Arbeitsverträgen beschäftigt. 

 

Der Kläger beantragt, 

 

das Urteil des Arbeitsgerichts Kiel vom 21.01.2016, Az. ö. D. 
5 Ca 1598 a/15, abzuändern und  
 
1. festzustellen, dass das Arbeitsverhältnis zwischen den Par- 

teien nicht aufgrund der am 01.07.2015 vereinbarten Be- 
fristung am 30.09.2015 beendet worden ist, 

 
2. im Falle des Obsiegens mit dem Antrag zu 1. die Beklagte 

zu verurteilen, den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss 
des Verfahrens zu unveränderten arbeitsvertraglichen Be- 
dingungen als Briefzusteller weiter zu beschäftigen. 

 

 

Die Beklagte beantragt, 

 

die Berufung zurückzuweisen. 

 

Sie erwidert: 

Der Arbeitsvertrag des Klägers sei wirksam nach den Grundsätzen der mittelbaren 

Vertretung befristet. Wie der Kläger sei auch Herr N. als Zusteller in Vollzeit in der 

Entgeltgruppe Teil 3 tätig. Herrn N. könnten daher die Aufgaben des Klägers zuge-

wiesen werden. Die Dokumentation dieser gedanklichen Zuordnung nach außen sei 

durch die Angabe im Arbeitsvertrag erfolgt. 

 

Dem stehe der Antrag auf Verlängerung des Sonderurlaubs durch Herrn N. nicht 

entgegen. Für die Entscheidung über diesen Antrag sei bei der Beklagten die Tarif-

kanzlei Nord zuständig. Deren Entscheidung habe bei Vertragsschluss noch nicht 

festgestanden. Im Übrigen bedürfe die Vertretungsdauer keiner sachlichen Rechtfer-

tigung. Aus den drei eintägigen Einsätzen des Herrn N. folge nicht, dass ein Vertre-

tungsbedarf nicht bestanden habe. 
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Schließlich seien die Befristungen auch nicht rechtsmissbräuchlich. Die Unterbre-

chung von 3 ½ Monaten im Jahr 2013 zeige, dass von einem planvollen Ausnutzen 

von befristeten Arbeitsverhältnissen nicht die Rede sein könne. Die Nichtbeschäfti-

gung habe auf dem Interesse des Klägers beruht, sein Studium zu Ende zu führen. 

Bis auf die letzten beiden Verträge sei der Einsatz des Klägers auch genau für den 

prognostizierten Zeitraum erfolgt. Schließlich lege der Kläger auch keine zusätzlichen 

Gesichtspunkte dar, die für einen Rechtsmissbrauch sprächen. 

 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vortrags der Parteien wird auf die Akte verwie-

sen. 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

 

Die gemäß § 64 Abs. 2 lit. c ArbGG statthafte, form- und fristgemäß eingelegte und 

begründete und damit zulässige Berufung des Klägers ist unbegründet. Das Arbeits-

gericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Antrag zu 1. ist unbegründet. Der 

Antrag zu 2. ist nicht zur Entscheidung angefallen. 

 

A. 

 

Der Antrag zu 1., der dahin auszulegen ist, dass sich der Kläger gegen die Wirksam-

keit der im Arbeitsvertrag vom 24.06.2015 - nicht 01.07.2015 wie es im Antrag irrtüm-

lich heißt - vereinbarten Befristung wendet, ist unbegründet. Die Befristung in diesem 

Vertrag ist nach § 14 Abs. 1 S. 1, S. 2 Nr. 3 TzBfG gerechtfertigt. Ein Fall des institu-

tionellen Rechtsmissbrauchs liegt nicht vor. 

 

I. 

 

Die Befristung ist nicht bereits nach § 17 TzBfG gerechtfertigt, da der Kläger am 

19.10.2015 und damit rechtzeitig vor Ablauf von drei Wochen nach der vereinbarten 
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Beendigung des Arbeitsverhältnisses Klage erhoben hat, die der Beklagten am 

26.10.2015 und damit demnächst im Sinne des § 167 ZPO zugestellt worden ist.  

 

II. 

 

Die Befristung im Arbeitsvertrag ist als Befristung zur Vertretung i. S. von § 14 Abs. 1 

S. 1, S. 2 Nr. 3 TzBfG gerechtfertigt. 

 

1. Nach § 14 Abs. 1 S. 1, S. 2 Nr. 3 TzBfG liegt ein sachlicher Grund für die Befris-

tung eines Arbeitsvertrags vor, wenn der Arbeitnehmer zur Vertretung eines anderen 

Arbeitnehmers beschäftigt wird. Der Grund für die Befristung liegt in Vertretungsfällen 

darin, dass der Arbeitgeber bereits zu einem vorübergehend ausfallenden Mitarbeiter 

in einem Rechtsverhältnis steht und mit der Rückkehr dieses Mitarbeiters rechnet. 

Damit besteht für die Wahrnehmung der an sich dem ausfallenden Mitarbeiter oblie-

genden Arbeitsaufgaben durch eine Vertretungskraft von vornherein nur ein zeitlich 

begrenztes Bedürfnis. 

 

Teil des Sachgrundes ist eine Prognose des Arbeitgebers über den voraussichtlichen 

Wegfall des Vertretungsbedarfs nach Rückkehr des zu vertretenden Mitarbeiters. 

Entsteht der Vertretungsbedarf für den Arbeitgeber „fremdbestimmt“, weil der Ausfall 

der Stammkraft - z. B. durch Krankheit, Urlaub oder Freistellung - nicht in erster Linie 

auf seiner Entscheidung beruht, kann der Arbeitgeber nach der ständigen Recht-

sprechung des Bundesarbeitsgerichts regelmäßig damit rechnen, dass der Vertrete-

ne seine arbeitsvertraglichen Pflichten wieder erfüllen wird. Die Stammkraft hat einen 

arbeitsvertraglichen Anspruch darauf, nach Wegfall des Verhinderungsgrunds die 

vertraglich vereinbarte Tätigkeit wieder aufzunehmen. Der Arbeitgeber muss daher 

davon ausgehen, dass der Vertretene diesen Anspruch nach Beendigung der Krank-

heit, Beurlaubung oder Freistellung geltend machen wird. 

 

Der Sachgrund der Vertretung setzt des Weiteren einen Kausalzusammenhang zwi-

schen dem zeitweiligen Ausfall des Vertretenen und der Einstellung der Vertretungs-

kraft voraus. Notwendig, aber auch ausreichend ist, dass zwischen dem zeitweiligen 

Ausfall der Stammkraft und der befristeten Einstellung der Vertretungskraft ein ur-
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sächlicher Zusammenhang besteht. Es muss sichergestellt sein, dass die Vertre-

tungskraft gerade wegen des durch den zeitweiligen Ausfall des zu vertretenden Mit-

arbeiters entstandenen vorübergehenden Beschäftigungsbedarfs eingestellt worden 

ist. Es ist deshalb aufgrund der Umstände bei Vertragsschluss zu beurteilen, ob der 

Bedarf für die Beschäftigung des Vertreters auf die Abwesenheit des zeitweilig aus-

gefallenen Arbeitnehmers zurückzuführen ist. Die Anforderungen an die Darlegung 

des Kausalzusammenhangs durch den Arbeitgeber richten sich dabei nach der Form 

der Vertretung (BAG, Urt. v. 11.02.2015 - 7 AZR 113 /13 - Juris, Rn 15 - 17). 

 

Hinsichtlich  der Formen der Vertretung unterscheidet das Bundesarbeitsgericht zwi-

schen der unmittelbaren und der mittelbaren Vertretung und innerhalb letzterer da-

nach, ob eine „Vertretungskette“ zwischen den Vertretenen und dem Vertreter be-

steht oder ein Fall der Vertretung in Form der gedanklichen Zuordnung erfolgt. Zu 

Letzterer führt das Bundesarbeitsgericht aus: Werden dem befristet beschäftigten 

Arbeitnehmer Aufgaben übertragen, die der vertretene Mitarbeiter nie ausgeübt hat, 

besteht der erforderliche Vertretungszusammenhang nicht nur, wenn eine mittelbare 

Vertretung erfolgt, sondern auch dann, wenn der Arbeitgeber rechtlich und tatsäch-

lich in der Lage wäre, dem vorübergehend abwesenden Arbeitnehmer im Falle seiner 

Anwesenheit die dem Vertreter zugewiesenen Aufgaben zu übertragen. In diesem 

Fall ist allerdings zur Gewährleistung des Kausalzusammenhangs zwischen der 

zeitweiligen Arbeitsverhinderung der Stammkraft und der Einstellung der Vertre-

tungskraft erforderlich, dass der Arbeitgeber bei Vertragsschluss mit dem Vertreter 

dessen Aufgaben einem oder mehreren vorübergehend abwesenden Beschäftigten 

nach außen erkennbar gedanklich zuordnet. Dies kann insbesondere durch eine ent-

sprechende Angabe im Arbeitsvertrag geschehen. Nur dann ist gewährleistet, dass 

die Einstellung des Vertreters auf der Abwesenheit des zu vertretenden Arbeitneh-

mers beruht (BAG, a. a. O., Rn 20). 

 

2. Im hier zu entscheidenden Fall genügen die Darlegungen der Beklagten den An-

forderungen des Bundesarbeitsgerichts zur Rechtfertigung der Befristung nach den 

Grundsätzen der Vertretung in Form der gedanklichen Zuordnung. 
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a) Entgegen der Auffassung des Klägers durfte die Beklagte von einer Rückkehr des 

Arbeitnehmers N. auf seinen Arbeitsplatz ausgehen. Herr N. war befristet Sonderur-

laub gewährt worden. Irgendwelche Anhaltspunkte dafür, dass er nach dessen Be-

endigung seine Arbeit nicht wieder aufnehmen werde, sind nicht ersichtlich und wer-

den vom Kläger auch nicht dargelegt. Entgegen der Auffassung des Klägers kommt 

es nicht darauf an, ob die für die Vertragsverlängerung des Klägers zuständigen Mit-

arbeiter der Beklagten von dem Antrag des Mitarbeiters N. auf Verlängerung seines 

Sonderurlaubs am 24.06.2015 wussten. Selbst wenn festgestanden hätte, dass Herr 

N. auch über den 30.09.2015 abwesend sein werde, steht dieser Umstand allein der 

Wirksamkeit der Befristung nicht entgegen. Der Umstand, dass eine vereinbarte Ver-

tragslaufzeit erheblich hinter der Dauer eines einem anderen Mitarbeiter bewilligten 

Sonderurlaubs zurückbleibt, stellt nämlich den Sachgrund für eine Befristung nicht in 

Frage (BAG, Urt. v. 25.03.2009 - 7 AZR 34/08 - Juris, Rn 26). Dem Arbeitgeber ist es 

vielmehr unbenommen zu entscheiden, ob er den vorübergehenden Ausfall eines 

Arbeitnehmers überhaupt durch Einstellung einer Vertretungskraft überbrückt. Des-

halb kann er die Vertretung auch nur für einen kürzeren Zeitraum regeln (BAG, a. a. 

O.). Der Dauer einer Befristung und insbesondere der Frage ob diese hinter dem 

Zeitraum zurückbleibt, für den ein Beschäftigungsbedarf bestehen würde, kommt nur 

insoweit Bedeutung zu, als dieser Umstand einen Anhaltspunkt für eine rechtsmiss-

bräuchliche Ausnutzung des Befristungsgrund Vertretung ist. 

 

b) Die Voraussetzungen der Vertretung in Form der gedanklichen Zuordnung liegen 

im Streitfall vor. 

 

aa) Herrn N. könnten im Fall seiner Anwesenheit die Aufgaben des Klägers tatsäch-

lich und rechtlich zugewiesen werden. 

 

Herr N. wäre im Fall seiner Anwesenheit, wie der Kläger, als Zusteller in der Entgelt-

gruppe 3 innerhalb derselben organisatorischen Einheit der Beklagten, dem ZSPL K., 

einsetzbar. Einwände gegen den Vortrag der Beklagten, dass Herrn  N. die Tätigkei-

ten des Klägers tatsächlich und rechtlich zugeordnet werden können, hat der Kläger 

auch weder im Verfahren noch im Berufungstermin vor der Kammer geltend ge-

macht. 
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bb) Die Beklagte hat auch im Arbeitsvertrag mit dem Kläger die diesem zu übertra-

genen Aufgaben Herrn N. gedanklich zugeordnet. Entgegen der vom Kläger im Beru-

fungsverfahren geäußerten, nicht näher begründeten Auffassung findet sich im Ar-

beitsvertrag des Klägers vom 24.06.2015, den der Kläger erstinstanzlich selbst zur 

Akte gereicht hat (Bl. 4 d. A.), der Hinweis darauf, dass der Befristungsgrund die Ver-

tretung des Mitarbeiters N. wegen dessen vorübergehender Abwesenheit sei. 

 

c) Der Rechtmäßigkeit der Befristung steht schließlich nicht die mit Herrn N. ge-

schlossene Rahmenvereinbarung vom 10.10.2013 entgegen. 

 

Maßgeblicher Zeitpunkt für das Bestehen eines Vertretungsbedarfs im Zeitraum des 

befristeten Arbeitsverhältnisses ist der Zeitpunkt des Vertragsschlusses, also der 

24.06.2015. Zu jenem Zeitpunkt war für die Beklagte nicht prognostizierbar, dass 

Herr N. im Befristungszeitraum als Arbeitnehmer für sie tätig werden würde. Aller-

dings dürfte eine Befristung zur Vertretung ausscheiden, wenn der Vertretene im 

Rahmen eines (Abruf-) Arbeitsverhältnisses tatsächlich für den Arbeitgeber tätig wird. 

Die Rahmenvereinbarung vom 10.10.2013 begründet aber gerade ausdrücklich kein 

Arbeitsverhältnis. Sie begründet auch keinen Anspruch seitens der Beklagten oder 

aber des Herrn N. auf Abschluss eines Arbeitsvertrags. Beides ist in der Rahmenver-

einbarung in den Absätzen 3 und 4 ausdrücklich ausgeschlossen. 

 

Für die Beklagte gab es daher keinen konkreten Anhaltspunkt dafür, dass einer Ver-

tretung des Herrn N. durch den Kläger dessen Anwesenheit im Rahmen von 1-

Tages-Arbeitsverhältnissen entgegenstehen würde. Dass die Beklagte am 

24.06.2015 im Hinblick auf die Rahmenvereinbarung mit Herrn N. beabsichtigte, die-

sem in erheblichem Umfang 1-Tages-Arbeitsverhältnisse anzubieten und der Vertre-

tungsgrund deswegen nur vorgeschoben ist, ist nicht ersichtlich und vom Kläger auch 

nicht behauptet. Den Darlegungen der Beklagten, Herr N. sei tatsächlich nur an drei 

Tagen in der Zeit vom 01.07. - 30.09.2015 eingesetzt gewesen, hat er substantiiert 

nichts entgegengesetzt. Einem etwaigen von der Beklagen beabsichtigten Miss-

brauch stünde auch jedenfalls der Umstand entgegen, dass die Beklagte nicht prog-
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nostizieren konnte, ob und in welchem Umfang Herr N. überhaupt zur Begründung 

von 1-Tages-Arbeitsverhältnissen bereit war. 

 

III. 

 

Die Befristung ist schließlich auch nicht nach den Grundsätzen des institutionellen 

Rechtsmissbrauchs unwirksam. 

 

1. Aus unionsrechtlichen Gründen sind die Arbeitsgerichte verpflichtet, durch Berück-

sichtigung aller Umstände des Einzelfalls auszuschließen, dass Arbeitgeber miss-

bräuchlich auf befristete Arbeitsverträge zurückgreifen. Diese zusätzliche Prüfung 

erfolgt nach den Grundsätzen des institutionellen Rechtsmissbrauchs (BAG, Urt. v. 

07.10.2015 - 7 AZR 944/13 - Juris, Rn 14). 

 

Dabei verlangt diese Prüfung eine Würdigung sämtlicher Umstände des Einzelfalls. 

Von besonderer Bedeutung sind die Gesamtdauer der befristeten Verträge sowie die 

Anzahl der Vertragsverlängerungen. Ferner ist der Umstand zu berücksichtigen, ob 

der Arbeitnehmer stets auf demselben Arbeitsplatz mit denselben Aufgaben beschäf-

tigt wurde oder ob es sich um wechselnde, ganz unterschiedliche Aufgaben handelt. 

Bei zunehmender Anzahl befristeter Verträge und Dauer der befristeten Beschäfti-

gung eines Arbeitnehmers kann es eine missbräuchliche Ausnutzung der dem Ar-

beitgeber an sich rechtlich eröffneten Befristungsmöglichkeit darstellen, wenn er ge-

genüber einem bereits langjährig beschäftigten Arbeitnehmer trotz der tatsächlich 

vorhandenen Möglichkeit einer dauerhaften Einstellung immer wieder auf befristete 

Verträge zurückgreift. Zu berücksichtigen ist außerdem, ob die Laufzeit der Verträge 

zeitlich hinter dem prognostizierten Vertretungsbedarf zurückbleibt. Bei der Gesamt-

würdigung können daneben weitere Gesichtspunkte eine Rolle spielen. Zu denken ist 

dabei etwa an die Zahl und Dauer von Unterbrechungen zwischen den befristeten 

Verträgen. Die Übereinstimmung von Befristungsgrund und Befristungsdauer ist als 

Indiz gegen einen Gestaltungsmissbrauch zu berücksichtigen (BAG, a. a. O., Rn 15). 

 

Zur Bestimmung der Schwelle einer rechtsmissbräuchlichen Gestaltung von Sach-

grundbefristungen kann an die gesetzlichen Wertungen in § 14 Abs. 2 S. 1 TzBfG 
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angeknüpft werden. Regelmäßig besteht kein gesteigerter Anlass zur Missbrauchs-

kontrolle, wenn die in § 14 Abs. 2 S. 1 TzBfG für die sachgrundlose Befristung be-

zeichneten Grenzen nicht um ein Mehrfaches überschritten sind. Werden diese 

Grenzen jedoch alternativ oder insbesondere kumulativ mehrfach überschritten, ist 

eine umfassende Missbrauchskontrolle geboten, in deren Rahmen es Sache des Ar-

beitnehmers ist, noch weitere für einen Missbrauch sprechende Umstände vorzutra-

gen. Werden die in § 14 Abs. 2 S. 1 TzBfG genannten Grenzen alternativ oder ins-

besondere kumulativ in gravierendem Ausmaß überschritten, kann eine missbräuch-

liche Ausnutzung der an sich eröffneten Möglichkeit zur Sachgrundbefristung indiziert 

sein. In einem solchen Fall hat allerdings der Arbeitgeber die Möglichkeit, die An-

nahme des indizierten Gestaltungsmissbrauchs durch den Vortrag besonderer Um-

stände zu entkräften (BAG, a. a. O., Rn 16). Von einem indizierten Gestaltungsmiss-

brauch kann ausgegangen werden, wenn beide Schwellenwerte für die nach § 14 

Abs. 2 S. 1 TzBfG maximal zulässige sachgrundlose Befristung in Vertretungsfällen 

kumulativ um mehr als das Vierfache überschritten sind oder wenn einer der Schwel-

lenwerte des § 14 Abs. 2 S. 1 TzBfG um mehr als das Fünffache überschritten ist 

(Kiel, JbArbR, Bd. 50, 25, 46). 

 

Diese Konkretisierung des Prüfungsmaßstabs hält auch die Berufungskammer ins-

besondere im Hinblick auf die Vorhersehbarkeit gerichtlicher Entscheidungen und die 

Möglichkeit zur rechtssicheren Befristung für sachgerecht. 

 

2. Nach diesen Vorgaben liegt hier kein Fall des institutionellen Rechtsmissbrauchs 

vor. 

 

a) Entgegen der Auffassung des Arbeitsgerichts ist vorliegend allerdings ein instituti-

oneller Rechtsmissbrauch indiziert. Die Beklagte hat die höchstzulässige Zahl von 

befristeten Vertragsverlängerungen um mehr als das Fünffache überschritten. Insge-

samt ist bei der Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Befristung von 22 befristeten 

Arbeitsverträgen auszugehen. 

 

Entgegen der Auffassung der Beklagten und des Arbeitsgerichts stellt die Unterbre-

chung zwischen den befristeten Arbeitsverhältnissen in der Zeit vom 01.08. - 
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21.11.2013 keinen durchschlagen Grund dar, der es rechtfertigen würde, erst die Zeit 

ab dem 21.11.2013 der Missbrauchskontrolle zu unterziehen. 

 

Ausschlaggebend hierfür ist aus Sicht des Berufungsgerichts, dass die Befristungen 

des Klägers, ab dem Zeitpunkt, ab dem sie eines Grundes bedurften, stets auf dem 

Sachgrund des vorübergehenden Personalbedarfs beruhten. Das beginnt mit dem 

01.10.2009. Im dazugehörenden Vertrag vom 25.09.2009 ist als Sachgrund die Ver-

tretung des Arbeitnehmers K. angegeben, wie auch im Folgevertrag. Vom 

01.07.2010 bis zum 30.06.2013 ist als Befristungsgrund stets angegeben „Entlastung 

in der Zustellung“. Schließlich vom 01.07. - 31.07.2013 als Befristungsgrund „Erho-

lungsurlaub“ im Zustellstützpunkt E,. Die Befristungsgründe in der Zeit ab dem 

21.11.2013 liegen auf derselben Linie. Es ging um die Abwicklung von Erholungsur-

laub, um vorübergehenden Personalbedarf zur Weihnachtszeit und zum Schluss um 

die Vertretung verschiedener Mitarbeiter. Dem steht auch nicht entgegen, dass der 

Kläger bis zum 31.07.2013 seine Tätigkeiten für die Beklagte in Teilzeit neben sei-

nem Studium ableistete. Dieser Umstand mag dazu geführt haben, dass stets nur 

Teilzeitarbeitsverträge abgeschlossen worden sind. Dass die Befristung selbst aber 

etwa auf Wunsch des Klägers oder auf Rücksicht auf dessen Studium erfolgte, folgt 

hieraus nicht. Die Beklagte hätte den Kläger ohne weiteres auch neben seinem Stu-

dium in Teilzeit unbefristet beschäftigen können. 

 

Der Umstand, dass zwischen den Parteien über drei Monate und drei Wochen kein 

Arbeitsverhältnis bestand, ist demgegenüber mit der Rechtsprechung des Bundesar-

beitsgerichts und des europäischen Gerichtshofs im Rahmen der Gesamtwürdigung 

aller Umstände des Falls darauf, ob ein Rechtsmissbrauch vorliegt, zu berücksichti-

gen. 

 

b) Die Gesamtwürdigung aller Umstände führt nach Auffassung der Kammer dazu, 

dass trotz der Indizwirkung durch die Anzahl der Befristungen vorliegend kein 

Rechtsmissbrauch der Beklagten anzunehmen ist. Unter Berücksichtigung der vom 

Bundesarbeitsgericht genannten Kriterien ergibt sich Folgendes: Die Gesamtdauer 

der befristeten Verträge beläuft sich auf nicht ganz sieben Jahre und ist damit nicht 

besonders hoch. Hier wird die zulässige Befristungsdauer nach § 14 Abs. 2 S. 1 
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TZBFG nicht um mehr als das Vierfache überschritten (vgl. zu diesem Faktor: Kiel, a. 

a. O.). 

 

Dem steht allerdings die bereits genannte hohe Zahl von insgesamt 22 Verträgen 

gegenüber. Der Kläger ist auch stets mit denselben Aufgaben, nämlich mit der Brief-

zustellung betraut worden. Was die Laufzeit der befristeten Verträge angeht, so deckt 

sich teilweise die Dauer der Befristung mit dem Befristungsgrund, etwa im Vertrag 

vom 19.11.2013, im Vertrag vom 25.06.2014 und auch bei Abschluss des letzten  

Vertrags vom 24.06.2015 war jedenfalls den für die Vertragsverlängerung zuständi-

gen Mitarbeitern der Beklagten nicht bekannt, dass auch über das Befristungsende 

hinaus Vertretungsbedarf bestand. Andererseits gibt es auch Verträge, in denen Be-

fristungsdauer und Befristungsgrund auseinanderfallen, etwa im Vertrag vom 

29.07.2014 oder vom 29.09.2014. Für Rechtsmissbrauch spricht auch, dass in der 

Zeit vom 01.07.2010 - 30.06.2013 insgesamt acht befristete Arbeitsverträge jeweils 

mit dem Befristungsgrund „Entlastung in der Zustellung“ geschlossen worden sind. 

Das lässt darauf schließen, dass jedenfalls in jenem Zeitraum ein Dauerbedarf an der 

Arbeitsleistung des Klägers bestand. 

 

Aus Sicht des Berufungsgerichts entscheidend gegen die Annahme des Rechts-

missbrauchs spricht bei diesem Sachverhalt die zeitliche Zäsur in der Beschäftigung 

von drei Monaten und drei Wochen vom 01.08.2013 bis zum 20.11.2013. Nach einer 

Entscheidung des europäischen Gerichtshofs (EuGH v. 03.07.2014 - C-362/13 - Fi-

amingo, Rn 71) kann eine Unterbrechung von mehr als 60 Tagen im Allgemeinen als 

ausreichend angesehen werden, um jedes bestehende Arbeitsverhältnis zu unter-

brechen und dafür zu sorgen, dass jeder etwaige später unterschriebene Vertrag 

nicht mehr als darauffolgend angesehen wird. Dieser Bewertung schließt sich die 

Kammer an (in diesem Sinne auch Meinel/Heyn/Herms, TzBfG, 5. Aufl., § 14, Rn 63, 

die in diesen Fällen die befristeten Arbeitsverhältnisse nicht mehr zusammenrechnen 

wollen). In diesem Zusammenhang spielt es aus Sicht des Berufungsgerichts ferner 

eine Rolle, dass die Unterbrechung darauf beruhte, dass dem Kläger die Möglichkeit 

eröffnet wurde, sein Studium zu beenden. Das spricht dagegen, dass die Beklagte 

die Befristung der Arbeitsverträge des Klägers missbraucht hat, um ihn nicht dauer-

haft beschäftigen zu müssen. Nach der Unterbrechung war der Kläger keine zwei 
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Jahre mehr bei der Beklagten tätig. Wegen dieses kurzen Zeitraums ist eine Miss-

brauchskontrolle nicht indiziert. 

 

B. 

 

Der Antrag zu 2., der nur für den Fall des Obsiegens gestellt worden ist, ist nicht zur 

Entscheidung angefallen.  

 

C. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO. 

Die Revision ist gemäß § 72 Abs. 2 Nr. 1 ArbGG zugelassen worden. Sowohl die 

Beurteilung der von der Beklagten mit Herrn N. geschlossenen Rahmenvereinbarun-

gen, als auch die Bewertung der Dauer der Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses 

sind für den Rechtsstreit entscheidungserheblich und haben aus Sicht des Beru-

fungsgerichts grundsätzliche Bedeutung. Abzuwägen ist aus Sicht des Berufungsge-

richts, ob nach der zitierten Rechtsprechung des europäischen Gerichtshofs nicht 

davon auszugehen ist, dass bei einer Unterbrechung von mehr als 60 Tagen ein in-

stitutioneller Rechtsmissbrauch kontraindiziert ist. 

 

                gez. …                gez. …                gez. … 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


